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Erläuterungen zu den Rechten der Aktionäre gemäß § 121 Abs. 3 Nr. 3 AktG 

1. Tagesordnungsergänzungsverlangen gemäß § 122 Abs. 2 AktG 

 

Aktionäre, deren Anteile zusammen einen anteiligen Betrag am Grundkapital von EUR 500.000,00 (dies 

entspricht 500.000 Stückaktien) erreichen, können verlangen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung 

gesetzt und bekannt gemacht werden. Jedem neuen Gegenstand muss eine Begründung oder eine 

Beschlussvorlage beiliegen. Das Verlangen muss schriftlich an den Vorstand der Gesellschaft gerichtet 

sein und der Gesellschaft mindestens 30 Tage vor dem Tag der Hauptversammlung (wobei der Tag der 

Hauptversammlung und der Tag des Zugangs nicht mitzurechnen sind), also spätestens am 2. Mai 2015, 

24.00 Uhr MESZ, unter folgender Adresse zugehen: 

 

GSW Immobilien AG 

- Vorstand -  

z. Hd. Frau Dr. Ulrike Hantschel 

Charlottenstraße 4 

10969 Berlin 

 

Die Aktionäre haben gemäß § 122 Abs. 2 Satz 1 i.V.m. Abs. 1 Satz 3 und § 142 Abs. 2 Satz 2 AktG 

nachzuweisen, dass sie seit mindestens drei Monaten vor dem Tag der Hauptversammlung, also 

spätestens seit dem 2. März 2015, 0.00 Uhr MEZ, Inhaber der Aktien sind. Bekanntzumachende 

Ergänzungen der Tagesordnung werden – soweit sie nicht bereits mit der Einberufung bekannt gemacht 

wurden – unverzüglich in gleicher Weise wie die Einberufung bekannt gemacht. 

 

2. Anträge und Wahlvorschläge gemäß §§ 126 Abs. 1, 127 AktG 

 

Jeder Aktionär hat das Recht, in der Hauptversammlung Gegenanträge gegen Vorschläge von Vorstand 

und/oder Aufsichtsrat zu den Punkten der Tagesordnung zu stellen sowie Vorschläge zu einer in der 

Tagesordnung vorgesehenen Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder Abschlussprüfern zu unterbreiten. 

 

Darüber hinaus können Aktionäre der Gesellschaft vor der Hauptversammlung gemäß § 126 Abs. 1 AktG 

Anträge gegen die Vorschläge von Vorstand und/oder Aufsichtsrat zu den Punkten der Tagesordnung 

übersenden. Solche Gegenanträge sind unter Angabe des Namens des Aktionärs und einer Begründung 

an folgende Adresse, Fax-Nummer oder E-Mail-Adresse zu richten: 

 

GSW Immobilien AG 

c/o HCE Haubrok AG  

Landshuter Allee 10 

80637 München 

 

oder 

 

Telefax: +49 (0) 89 210 27-298 

 

oder 

 

E-Mail: gegenantraege@hce.de 

 

Anderweitig adressierte Anträge werden nicht berücksichtigt. 

 

Die mindestens 14 Tage vor der Hauptversammlung (wobei der Tag des Zugangs und der Tag der 

Hauptversammlung nicht mitzurechnen sind), also bis spätestens am 18. Mai 2015, 24.00 Uhr MESZ, 

unter dieser Adresse, Fax-Nummer oder E-Mail-Adresse eingegangenen ordnungsgemäßen 

Gegenanträge werden einschließlich des Namens des Aktionärs, der Begründung und einer etwaigen 

Stellungnahme der Verwaltung über die Internetseite der Gesellschaft unter http://www.gsw.ag (in der 

Rubrik „Hauptversammlung“ > „2015“) zugänglich gemacht. 
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Die GSW Immobilien AG ist unter bestimmten Voraussetzungen nicht verpflichtet, einen Gegenantrag 

und dessen Begründung zugänglich zu machen. Dies ist der Fall, 

 

- soweit sich der Vorstand durch das Zugänglichmachen strafbar machen würde, 

 

- wenn der Gegenantrag zu einem gesetz- oder satzungswidrigen Beschluss der Hauptversammlung 

führen würde, 

 

- wenn die Begründung in wesentlichen Punkten offensichtlich falsche oder irreführende Angaben 

oder wenn sie Beleidigungen enthält, 

 

- wenn ein auf denselben Sachverhalt gestützter Gegenantrag des Aktionärs bereits zu einer 

Hauptversammlung der Gesellschaft nach § 125 AktG zugänglich gemacht worden ist, 

 

- wenn derselbe Gegenantrag des Aktionärs mit wesentlich gleicher Begründung in den fünf Jahren 

bereits zu mindestens zwei Hauptversammlungen der Gesellschaft nach § 125 AktG zugänglich 

gemacht worden ist und in der Hauptversammlung weniger als der zwanzigste Teil des vertretenen 

Grundkapitals für ihn gestimmt hat, 

 

- wenn der Aktionär zu erkennen gibt, dass er an der Hauptversammlung nicht teilnehmen und sich 

nicht vertreten lassen wird, oder 

 

- wenn der Aktionär in den letzten zwei Jahren in zwei Hauptversammlungen einen von ihm 

mitgeteilten Gegenantrag nicht gestellt hat oder nicht hat stellen lassen. 

 

Die Begründung eines zulässigen Gegenantrags braucht nicht zugänglich gemacht zu werden, wenn sie 

insgesamt mehr als 5.000 Zeichen beträgt. 

 

Der Vorstand der GSW Immobilien AG behält sich vor, Gegenanträge und ihre Begründungen 

zusammenzufassen, wenn mehrere Aktionäre zu demselben Gegenstand der Beschlussfassung 

Gegenanträge stellen. 

 

Für Wahlvorschläge nach § 127 AktG gelten die vorstehenden Ausführungen sinngemäß mit der 

Maßgabe, dass sie nicht begründet werden müssen. Zusätzlich zu den oben bei den Gegenanträgen 

aufgeführten Gründen braucht ein Wahlvorschlag auch dann nicht zugänglich gemacht zu werden, wenn 

er nicht Namen, ausgeübten Beruf und Wohnort des Kandidaten enthält. Vorschläge zur Wahl von 

Aufsichtsratsmitgliedern müssen auch dann nicht zugänglich gemacht werden, wenn ihnen keine 

Angaben zu Mitgliedschaften des vorgeschlagenen Kandidaten in anderen gesetzlich zu bildenden 

Aufsichtsräten i.S.v. § 125 Abs. 1 Satz 5 AktG beigefügt sind. 

 

Wir weisen darauf hin, dass Gegenanträge und Wahlvorschläge, auch wenn sie der Gesellschaft vorab 

fristgerecht übermittelt worden sind, in der Hauptversammlung nur Beachtung finden, wenn sie dort 

mündlich gestellt werden. Das Recht eines jeden Aktionärs, während der Hauptversammlung 

Gegenanträge zu den verschiedenen Tagesordnungspunkten auch ohne vorherige und fristgerechte 

Übermittlung an die Gesellschaft zu stellen, bleibt unberührt. 

 

3. Auskunftsrecht gemäß § 131 Abs. 1 AktG 

 

In der Hauptversammlung kann jeder Aktionär oder Aktionärsvertreter vom Vorstand Auskunft über 

Angelegenheiten der Gesellschaft verlangen, soweit die Auskunft zur sachgemäßen Beurteilung eines 

Gegenstands der Tagesordnung erforderlich ist. Die Auskunftspflicht erstreckt sich auch auf die 

rechtlichen und geschäftlichen Beziehungen der Gesellschaft zu verbundenen Unternehmen sowie die 

Lage des Konzerns und der in den Konzernabschluss einbezogenen Unternehmen. Unter bestimmten in 

§ 131 Abs. 3 AktG näher ausgeführten Voraussetzungen darf der Vorstand die Auskunft verweigern. 

 

Nach § 11.9 der Satzung der Gesellschaft ist der Vorsitzende der Versammlung ermächtigt, das Frage- 

und Rederecht der Aktionäre zeitlich angemessen zu beschränken. Er ist insbesondere berechtigt, zu 

Beginn der Hauptversammlung oder während ihres Verlaufs einen zeitlich angemessenen Rahmen für 

den gesamten Hauptversammlungsverlauf, für den einzelnen Tagesordnungspunkt oder für den 

einzelnen Frage- oder Redebeitrag festzusetzen. 


